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A. Einleitung und Gang der Untersuchung 
A. Einleitung und Gang der Untersuchung 

A. Einleitung und Gang der Untersuchung 

Bereits vor den verheerenden Anschlägen vom 11. September 2001, die den 
internationalen islamistischen Terrorismus in den Fokus der Sicherheitspo-
litik insbesondere westlicher Staaten gerückt und eine ganze Reihe globaler 
Ereignisse und Veränderungen nach sich gezogen haben, waren sogenannte 
Sperr- oder Sanktionslisten nicht nur im Kampf gegen den Terrorismus ein 
Mittel, sondern auch ein Sanktionsinstrument z.B. gegenüber Angehörigen 
bestimmter Staaten oder Regierungen. Die Funktionsweise solcher Listen ist, 
vereinfacht gesagt, die dort aufgeführten Personen, Unternehmen oder sons-
tigen Institutionen vom Wirtschaftsleben – je nach Intention der Sanktion – 
entweder (annähernd) vollständig auszuschließen oder zumindest deren Be-
lieferung mit bestimmten, beispielsweise rüstungsrelevanten Gütern zu ver-
bieten. 

Sperrlisten zur Bekämpfung des Terrorismus stellen dabei meist ein weit-
gehendes Verbot fast jeglicher geschäftlichen Beziehungen zu den der Unter-
stützung oder Teilnahme an terroristischen Aktivitäten verdächtigten Geliste-
ten auf und gebieten zudem das „Einfrieren“ entsprechender Vermögenswerte 
etwa auf Bankkonten – also einen vollständigen Transaktionsstopp. Ziel der 
Listen ist es, die Finanzierung des Terrorismus zu unterbinden oder jedenfalls 
zu erschweren und so die Akteure – zumindest wirtschaftlich – weitgehend 
handlungsunfähig zu machen. Zwar sind die Kosten von Terroranschlägen 
selbst, etwa mittels einer selbstgebauten Bombe, vergleichsweise gering.1 Der 
Effekt der Terrorsperrlisten, die z.B. auch Flugreisen erschweren, darf den-
noch nicht unterschätzt werden. 

Es verwundert wenig, dass insbesondere die USA sich bei der Erstellung 
von Sperrlisten in den letzten Jahren als besonders eifrig erwiesen haben. 
Von zentraler Bedeutung ist dabei die sogenannte Specially Designated Na-
tionals-Liste (SDN-Liste), die von der US-Exportkontrollbehörde, dem Office 
of Foreign Assets Control (OFAC), verwaltet wird.2 Unabhängig von dieser 
nationalen Sperrliste in den USA führen aber auch die Vereinten Nationen, 
gestützt auf Sicherheitsratsresolutionen, eine – spezifisch radikalislamischen 
Terrorgruppen gewidmete – Sperrliste, die ihrerseits in der Europäischen 

                                                           
1 Vgl. unten B. III. 
2 Ausführlich zu Rechtsgrundlagen und Inhalt der SDN-Liste unten D. I. 



2 A. Einleitung und Gang der Untersuchung  

Union in Form einer Verordnung3 umgesetzt wurde und laufend ergänzt wird. 
Diese EU-Terrorsperrliste ist, genau wie die daneben – ergänzend – geführte, 
eigenständige EU-Sperrliste betreffend den sonstigen Terrorismus, Teil des in 
Deutschland unmittelbar anwendbaren Rechts.4 

Problematisch ist nun, dass die US-Terrorsperrliste Geltung für Sachver-
halte beansprucht, die sich teilweise oder sogar vollständig außerhalb der 
eigentlichen Rechtsmacht der USA befinden.5 Diese extraterritoriale Wirkung 
der SDN-Liste ist unter völkerrechtlichen Gesichtspunkten zwar überaus 
bedenklich und mag aus der Perspektive anderer Staaten durchaus als Souve-
ränitätsverletzung gewertet werden. Das ändert aber zunächst nichts daran, 
dass für private Akteure, wie z.B. international tätige Banken oder sonstige 
Unternehmen, das dringende Bedürfnis entstehen kann, die Vorgaben der 
SDN-Liste auch bei Sachverhalten, die nicht unmittelbar US-Recht unterste-
hen, zu beachten. Der Grund dafür ist, dass etwa einem (auch) in den USA 
tätigen Unternehmen dort ansonsten empfindliche Strafen drohen, die in den 
USA tätige Mitarbeiter, Niederlassungen oder Geschäftszweige treffen kön-
nen. 

Andererseits können freilich auch die Interessen der in den USA Gelisteten 
nicht außer Betracht bleiben. Zwar gibt es zwischen der SDN-Terrorliste der 
USA und den in Deutschland geltenden EU-Sperrlisten erhebliche Über-
schneidungen6 – wenn ein betroffener Terrorverdächtiger auch in Europa auf 
einer Sperrliste geführt wird, unterliegen die Rechtsbeziehungen zu ihm be-
reits den hiesigen Verboten und stellt sich die Situation aus Sicht des Ge-
schäftspartners bereits aus diesem Grunde als weniger problematisch dar. Die 
Listenregimes der USA und der EU sind aber keineswegs identisch – viel-
mehr ist sogar zu erwarten, dass die Zahl der in den USA, nicht aber in Euro-
pa Gelisteten zukünftig noch ansteigen wird.7 Ein nur in den USA Gelisteter 
wird indes kaum akzeptieren, dass bestehende Rechtsbeziehungen zu ihm 
aufgrund US-amerikanischer Vorschriften abgebrochen und Leistungspflich-
ten nicht erbracht werden, obwohl es sich um einen Sachverhalt mit deut-
schem Forum, also mit Deutschland als Gerichtsstaat, handelt. Die SDN-Liste 
ist nämlich kein in Deutschland geltendes (öffentliches) Recht und wäre – 
nach allerdings umstrittener Ansicht – in Fällen mit deutschem Forum selbst 
bei Anwendung US-amerikanischen Privatrechts (z.B. durch Rechtswahlver-
einbarung) nicht Teil dieses (Vertrags-)Statuts8. 

                                                           
3 Unten C. I. 2. 
4 Zu den Listenregimes auf Ebene der Vereinten Nationen und der EU ausführlich unten 

C. 
5 Zum (intendierten) Anwendungsbereich der SDN-Liste unten D. I. 3., 4. 
6 Vgl. unten D. I. 
7 Dazu unten D. I. 
8 Zu diesem Problem vgl. unten E. I. 3. 
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Es liegt auf der Hand, dass sich dieses Dilemma nicht zur Zufriedenheit al-
ler Beteiligten auflösen lässt, da ein allseits als gerecht empfundenes Ergeb-
nis nicht erzielbar ist. Gleichwohl bedarf die Konfliktsituation auf privat-
rechtlicher Ebene einer Lösung, bei der die Interessen und Zwänge keiner der 
Parteien außer Acht bleiben dürfen. 

Ansatzpunkt hierfür ist zum einen das Internationale Privatrecht (besser: 
Kollisionsrecht): Das Problem der sogenannten international zwingenden 
Normen, die – unabhängig von der auf das Rechtsverhältnis anwendbaren 
Rechtsordnung – stets Geltung beanspruchen, ist hier keineswegs neu, son-
dern seit Jahrzehnten Gegenstand lebhafter Diskussion. Zum anderen ist 
denkbar, dem Problem auf Ebene des materiellen Zivilrechts abzuhelfen. 
Relevant sind hier insbesondere wertungsbedingte Korrekturen über General-
klauseln wie § 138 BGB oder das Leistungsstörungsrecht.9 

Zunächst ist eine kurze Einführung in die Thematik der Terrorismusfinan-
zierung und deren Bekämpfung mittels Sperrlisten (unten B.) unerlässlich, 
um festzustellen, ob der aufgezeigten Konfliktsituation überhaupt praktische 
Relevanz zukommt. Zudem ist es in Abgrenzung zu der US-Sanktionsliste 
erforderlich, die in Deutschland unmittelbar geltenden Sanktionslisten der 
Europäischen Union zu beleuchten (unten C.) – die freilich meist gemeint 
sind, wenn in der deutschen rechtswissenschaftlichen Literatur von Terror-
sperrlisten die Rede ist. 

Sodann werden Rechtsgrundlage und inhaltliche Reichweite der US-ameri-
kanischen SDN-Liste (unten D.) und schließlich deren Berücksichtigung im 
deutschen Internationalen Privatrecht (E.) und Sachrecht (F.) untersucht. 

Momentan ist im Hinblick auf die genannte Problemkonstellation, soweit 
ersichtlich, einzig die SDN-Liste des US-amerikanischen OFAC relevant. Sie 
ist daher Gegenstand der folgenden Arbeit, deren Ergebnisse sich aber – von 
den spezifischen Ausführungen hinsichtlich der SDN-Liste abgesehen – auch 
auf andere, in Deutschland nicht geltende Sperrlisten übertragen ließen. 

 
 

                                                           
9 Während sich die kollisionsrechtliche Untersuchung grds. auf alle Fälle mit deutschem 

Forum erstreckt, ist die sachrechtliche auf solche beschränkt, bei denen deutsches Zivil-
recht auch das auf das Rechtsverhältnis anwendbare ist. 


